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 Bankenunion
Hintergrund, Funktionsweise, Probleme

Eine Währung ohne Land
Der Euro ist eine Währung ohne Land, bzw. er ist 
die  Währung von  fünfzehn  Ländern.  Daher  fehlt 
ihm  der  institutionelle,  rechtliche,  ökonomische 
und politische Rahmen, in den eine Währung nor-
malerweise eingebettet ist.

Trotz  gemeinsamer  Währung  sind  die  fünfzehn 
Volkswirtschaften  sehr  heterogen.  Aus  diesem 
Grund  waren  viele  Ökonomen  von  Anfang  an 
skeptisch, dass der Euro ohne den gemeinsamen 
Rahmen, wie ihn ein Nationalstaat bietet, funktio-
nieren  würde.  Die  Theorie  des  optimalen  Wäh-
rungsraumes beschäftigt sich mit diesem Problem.

Krücken für die Gemeinschaftswährung
Da die Vertiefung der europäischen Integration hin 
zur politischen Union, den Vereinigten Staaten von 
Europa,  für  die  überschaubare  Zukunft  unrealis-
tisch ist, bleiben zwei grundlegende Optionen: ent-
weder man gibt den Euro auf und kehrt zu natio-
nalen Währungen bzw.  zu einer Zwischenlösung 
wie eine Nord- und einen Süd-Euro zurück, oder 
es  werden  Ersatzmaßnahmen  ergriffen,  die  die 
wesentlichen Funktionen bereitstellen, die eine ge-
meinsame Währung benötigt.

Zu solchen Maßnahmen gehört z.B. die Fiskaluni-
on (seit Januar 2013 in Kraft), die die Haushalts-
politik  der Euro-Mitgliedsländer zu harmonisieren 
versucht.  Eine zweite „Krücke“ dieser Art ist  nun 
die Bankenunion, die derzeit  vorbereitet wird. Ihr 
spezifisches Ziel ist es, den Teufelskreis zwischen 
öffentlichen  Schulden  und  privaten  Banken  zu 
durchbrechen:  wenn  Banken  in  Schwierigkeiten 
geraten,  werden  sie  derzeit  vom  Staat  gerettet. 
Das wiederum erhöht die Schulden des Staates. 
Wenn die  öffentlichen  Schulden steigen,  steigen 
auch die Zinsen für den Schuldendienst, der dann 
aber schnell untragbar wird. Durch diese Dynamik 
wird die gesamte Wirtschaft in Gefahr gebracht. 

Der Vorschlag für eine Bankenunion in der Euro-
zone  hat  drei  Komponenten:  gemeinsame  Ban-
kenaufsicht, gemeinsamer Restrukturierungs- und 
Abwicklungsmechanismus (Insolvenzregelung) für 
Banken und eine gemeinsame Einlagensicherung. 

Aufsicht
Mangelhafte  Aufsicht  war  eine der  Ursachen für 
den Crash. Daher wurde bereits 2012 eine neue 
Aufsichtsstruktur  mit  der  Europäischen  Banken-
aufsicht (EBA) und ähnlichen Behörden für Versi-
cherungen und Wertpapiere für die EU27 etabliert. 
Die EBA hat aber schwer mit dem generellen und 
altbekannten  Problem von  Aufsichtsbehörden  zu 
kämpfen: nicht genügend Ressourcen, nicht genü-

gend juristischen Durchgriffsmöglichkeiten. So wie 
der Hase dem Igel,  rennt  sie den „Innovationen“ 
der Finanzindustrie hinterher. Daher war es nicht 
überraschend, dass sie weder den LIBOR-Skan-
dal bemerkte, noch die dramatische Krise der spa-
nischen Banken vorhersah.

Um die Probleme zu lösen soll nun eine neue Auf-
sichtsbehörde  (Single  Supervisory  Mechanism – 
SSM) nur für die Euro-Zone geschaffen werden. 
Sie wird der Europäischen Zentralbank (EZB) an-
gegliedert und soll alle Banken der Eurozone mit 
einer  Bilanzsumme von über  30 Mrd.  Euro oder 
20% des  BIP  des  betreffenden  Landes überwa-
chen. Damit werden 150 bis 200 von 6.000 Ban-
ken von der  neuen Aufsicht  erfasst  werden.  Sie 
soll das Recht bekommen, ohne Zustimmung des 
betreffenden Landes direkt in die ihr unterstellten 
Banken  eingreifen  zu  können.  Dies  ist  ein  sub-
stantieller Transfer von Souveränität von der natio-
nalstaatlichen zur supranationalen Ebene,

Mitgliedsländer,  die nicht  zur  Eurozone gehören, 
können sich an der neuen Einrichtung beteiligen, 
haben aber kein Stimmrecht. Das Projekt soll  im 
März 2014 startklar sein. 

Kritik wurde vor allem an der Verbindung zwischen 
SSM und EZB geübt. Endgültige Regelungen lie-
gen noch nicht vor, aber die entscheidende Frage 
wird  sein,  ob  es  eine  klare  Trennung  zwischen 
EZB und SSM geben wird, die auch eine getrenn-
te  Leitung  einschließen  müsste.  Wenn es  keine 
strikte  Trennung gibt,  werden  Interessenkonflikte 
entstehen.

Außerdem darf der SSM nicht unter das Unabhän-
gigkeitsprinzip  der  EZB fallen.  Stattdessen muss 
die  Behörde  demokratisch  legitimierten  Gremien 
gegenüber  rechenschaftspflichtig  sein,  z.B.  dem 
Europäischen Parlament und den nationalen Par-
lamenten in der Euro-Zone.

Schließlich muss der SSM auch mit den notwendi-
gen Ressourcen ausgestattet sein, um seine Auf-
gabe erfüllen zu können.

Restrukturierung und Abwicklung
Während der Finanzkrise wurden Banken gerettet, 
oder es wurden Bad Banks auf Kosten der Steuer-
zahler  eingerichtet.  Die  Regierung  haben begrif-
fen,  dasse dies Art  von Restrukturierung ökono-
misch kontraproduktiv und auf Dauer nicht haltbar 
ist.  Sie verewigt  das Moral  Hazard Problem und 
treibt die öffentlichen Schulden in die Höhe. Poli-
tisch und ethisch ist es inakzeptabel, dass die Ver-
luste von Banken sozialisiert werden, während die 
Profite in private Tasche fließen.
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Deshalb sollten die Restrukturierung oder Abwick-
lung einer Bank so möglich gemacht werden, dass 
dies ohne öffentliches Geld geschehen kann. Ban-
ken müssen wieder Pleite gehen können.

Die EU hat dafür einen Richtlinienentwurf (für die 
EU27)  vorgelegt,  der  allerdings  noch  nicht  ent-
scheidungsreif  ist.  Er besteht  aus den folgenden 
Elementen:

• Wird eine Bank zahlungsunfähig,  ist  das 
Standard-Verfahren, sie pleite gehen zu lassen.

• Die Reihenfolge in der die verschiedenen 
Akteure an den Lasten beteiligt  werden ist:  zu-
erst Aktionäre, dann Gläubiger.

• Falls  noch  Kompensationen  ausgezahlt 
werden, sollen diese aus einem Insolvenzfonds 
kommen,  der  von  der  Finanzindustrie  bezahlt 
wird (z.B. durch eine Bankenabgabe).

• Einlagen  bis  zu  einer  bestimmten  Höhe 
werden garantiert.

Im Prinzip ist dieser Ansatz ein Schritt in die richti-
ge Richtung. Allerdings bleiben noch viele offene 
Fragen. So ist es z.B. alles andere als sicher, dass 
der  Vorschlag  von  allen  Mitgliedsländern  akzep-
tiert wird. Vor allem Großbritannien dürfte auf sei-
nen eigenen Regelungen bestehen. Die Wirkung 
des  Vorhabens  wird  sehr  begrenzt  sein,  wenn 
Großbritannien  als  größter  Finanzplatz  Europas 
nicht  dabei  wäre.  Bei  grenzüberschreitenden  In-
solvenzen  würden  es  enorme  Probleme  geben 
und der Umgehung von Regulierungen würde Tür 
und Tor geöffnet.

Hinzu kommt, dass der Vorschlag ohne Insolvenz-
fonds keine Glaubwürdigkeit besitzt. Selbst wenn 
Konsens  über  einen  solchen  Fonds  bestünde, 
würde es mehrere Jahre dauern, bis ausreichend 
Mittel vorhanden wären. Die spanischen Banken – 
und  möglicherweise  auch  die  slowenischen  und 
andere – haben aber jetzt Probleme. Daher würde 
vorerst  der  Europäische  Stabilitätsmechanismus 
(ESM) genutzt werden müssen. Der war ursprüng-
lich nur dafür gedacht, Staateninsolvenzen zu ver-
hindern.  Würden  damit  Banken  gerettet,  würde 
wieder der Steuerzahler zur  Kasse gebeten.  Die 
spanische Regierung spekuliert genau darauf, um 
ihre maroden Banken auf diese Weise zu sanie-
ren.

Und  schließlich:  selbst  wenn  ein  Insolvenzfonds 
vorhanden wäre, ist es mehr als zweifelhaft, ob er 
groß  genug  wäre  um  den  Bankrott  einer  der 
großen  Global  Player  wie  Deutsche  Bank  oder 
BNP Paribas auffangen zu können. 

Einlagegarantie
Wie die  Zypernkrise  gezeigt  hat,  ist  das Thema 
Einlagegarantie sehr wichtig. Es ist nicht nur eine 
Frage  sozialer  Gerechtigkeit,  Ersparnisse  und 
Kleinanleger zu schützen, sondern auch eine Vor-
aussetzung für  die  Stabilität  des  Bankensektors. 
Ohne glaubwürdige Einlagensicherung ist das Ri-
siko  eines  Bankenruns  sehr  hoch.  Und  wie  die 
Weltwirtschaftskrise  in  den  30er  Jahren  des  20. 
Jahrhundert zeigt, kann ein solcher Run den Zu-
sammenbruch des ganzen Systems auslösen. 

Heute  bestehen  Einlagensicherungssysteme  nur 
auf  nationaler  Ebene.  Meist  schützen  sie  Einla-
gen bis 100.000 Euro. Ein EU-weiter oder Eurozo-
nen-Fonds  würde  bedeuten,  dass  im  Krisenfall 
transnationale  Unterstützung  angefordert  werden 
könnte. Darüber Konsens zu erzielen dürfte aber 
sehr schwer werden, denn es wäre der offizielle 
Einstieg in eine Transfer-Union. Die Bundesregie-
rung hat bereits erklärt, dass sie einen transnatio-
nalen Fonds daher nicht akzeptiert.

Die  gemeinsame  Aufsicht,  der  Abwicklungsme-
chanismus  und  die  Einlagensicherung  sind  zu-
sammen aber  wie  ein  Schemel  mit  drei  Beinen. 
Wenn ein Bein fehlt, fällt er um.

Fazit
Die Grundidee einer Bankenunion geht in die rich-
tige Richtung. Sie wird aber nicht ausreichen, so 
lange es keine grundlegende Strukturreform des 
Bankensektors gibt. Eckpunkte einer solchen Re-
form müssten sein:

• Strikte  Trennung  zwischen  traditionellen 
Einlagen- und Kreditgeschäft  und spekulativen 
Geschäftsmodellen.

• Banken die „too big to fail“ sind, müssen 
so aufgespalten werden,  dass sie  klein genug 
sind, Pleite gehen zu können.

• Spekulation  muss  drastisch  auf  ein  sol-
ches Niveau zurückgeführt werden, wo nur noch 
echte  Absicherungsgeschäfte  für  die  Realöko-
nomie möglich sind.

**************************************************

Links: 
EU: Roadmap towards a Banking Union

EU directive establishing a framework for the recovery 
and resolution 

Gesetzesentwurf zur „Übertragung besonderer Aufga-
ben im Zusammmenhang mit der Aufsicht über Kreditin-
stitute auf die Europäische Zentralbank“
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